KURZE ZUSAMMENFASSUNG DER ERSTEN SITZUNG DER INTERNATIONALEN ERMITTLUNGSKOMMISSION ZUR VERTEIDIGUNG DER GRUNDRECHTE IM ZEITALTER DER GLOBALISIERUNG / GENUA 6.4.2OO2

Die erste Sitzung der Kommission Grundrechte und Globalisierung, die am 6. April 2002 in Genua stattfand, war durch eine große Anzahl äußerst interessanter Beiträge gekennzeichnet, die außerdem von bemerkenswerter Originalität waren. Ziel des vorliegenden Textes ist es, das herauszustellen, was meiner Meinung nach die wichtigsten Grundzüge waren, die sich dabei herauskristallisiert haben. Die Absicht liegt also nicht darin, lediglich eine Zusammenfassung des Tages zu machen, sondern geht dahin, die Mitglieder der Kommission zu weiteren Überlegungen, Ergänzungen, Hinweisen und Vorschlägen anzuregen in Hinblick auf die weitere, zukünftige Zusammenarbeit.

Die Einführung von Rudolf Schaller und der abschließende Redebeitrag von Nuri Albala'  erschienen darin symmetrisch, dass sie deutlich machten,  wie offenkundig der derzeitige Versuch ist, weltweit eine Art von permanentem Kriegszustand herzustellen, in dem die Aussetzung der Grundrechte bewilligt ist.  Das Bedürfnis, gegen diese Situation etwas zu tun, muss von dem Bewusstsein begleitet sein, dass dieser Widerstand  zwar schwer, aber doch möglich ist.  Die Menschenrechte  sind  keine abstrakte juristische Erfindung, sondern das Ergebnis von menschlicher Wärme,  von Schweiß und von Kämpfen der Menschen, die sich für die ewig gültigen Begriffe von Gleichheit und  Freiheit einsetzen. Die starken Emotionen, die der Redebeitrag der Mutter von Carlo Giuliani erregt hat, sind dafür der beste Beweis. Ebenso klar ist, dass man über die notwendigen Mittel verfügen muss,  um diese Rechte ausüben und geltend machen zu können: das Problem der tatsächlichen Rechtsausübung bleibt maßgebend, um aus der Abstraktheit der auf Papier stehenden Prinzipien herauszukommen und in ein Stadium der Kenntnis und der tatsächlichen Rechtsausübung einzutreten.

Die Redebeiträge haben verschiedene Punkte berührt, wobei dieselben Fragestellungen unter verschiedenen Optiken und Gesichtspunkten behandelt wurden und von daher ausgesprochen inhaltsreich waren.

Meiner Meinung haben sich für weitere Überlegungen die folgenden Hauptthemen herauskristallisiert :  

Polizei und Ordungskräfte

Zur Zeit des Gipfeltreffens des G8 in Genua hat eine tatsächliche Aussetzung der Demonstrations-  und Bewegungsfreiheit stattgefunden. In diesem Zusammenhang ist die Erklärung des Bürgermeistermeisters der Stadt bestürzend, wonach vor dem Gipfeltreffen davon ausgegangen wurde, dass während demselben keinerlei Demonstration stattfinden könnten. Nur nach wiederholten Protesten und nach dem entscheidenden Eingriff der nicht-staatlichen Organisationen war es möglich, doch auf die Straße zu gehen, womit  ein konkretes Beispiel dafür geliefert wurde, dass diese Organisationen bei der Verteidigung und der Wahrung der Rechte eine wichtige Rolle spielen.

Ebenso schwerwiegend ist die Feststellung, dass das vorbeugende Verhalten, das Demonstrationsrecht zu verweigern,  von der vorangegangenen Mitte-Links Regierung  eingenommen wurde: was dieses Verhaltens angeht ist in Wirklichkeit kein wesentlicher Unterschied zwischen den verschiedenen Regierungen festzustellen. Es muss jedoch erwähnt werden, dass die Demonstration dann später doch genehmigt wurde (siehe Genoa Social Forum), und dass von daher das Verhalten der Ordungskräfte noch schwerwiegender erscheint. Viele Redebeiträge haben übereinstimmend unterstrichen, dass seitens der Polizei eine verallgemeinbare Gewalt angewandt wurde, deren Ziel es war, vor allem die empfindlichen Körperteile der Leute zu treffen (wie zum Beispiel den Kopf), und dass diese Gewalt von  einer unerhörten Demütigung der festgenommenen oder verhafteten Personen begleitet war.

Ein anderer Punkt, der betont wurde ist, dass sich diese Art von Gewalt seitens der Ordungskräfte zum großen Teil gegen absolut gewaltfreie Demonstranten richtete, und dass es unterlassen wurde,  gegen die Personen vorzugehen, die in begrenzter Anzahl und leicht identifizierbar,  an Gewaltakten teilnahmen.

Angesichts einer so übereinstimmenden Darstellung, stellen sich eine Reihe von überaus unberuhigenden Fragen. Vor allem,  die örtliche Aufstellung der Polizei, (siehe Pericu e Montaldo, Bürgermeister und Vize-Bürgermeister von Genua) - die innerhalb der Roten Zone konzentriert war - hat auch unter dem Gesichtspunkt der rein öffentlichen Ordnung schwere organisatorische Mängel gezeigt, die sich mit einer deutlichen Unterschätzung der Vorgänge zeigte, und mit dem Nicht-Eingeifen gegenüber denjenigen, die gewalttätig vorgingen und mit einer überaus harten und indiskriminierten Reaktion gegen den ganzen Demonstrationszug gipfelten.

Es wurde eine Art « freie Bahn » gegeben , man ließ verstehen, dass man machen konnte was man wollte,  und dass dies zulässig sei : die schwerwiegenden Vorgänge in der Kaserne von Bolzaneto, von denen festgenommene Personen betroffen waren und die « Durchsuchung » der Schule ‘Diaz’ sich dafür eine dramatische Bestätigung. Was die letzte Episode angeht, wurde betont (siehe Montaldo), wie wirklich beunruhigend der Gedanke ist, dass es einen klaren, unmissverständlichen Befehl gegeben hat, der den Beginn der Aktion auslöste. So stellt sich also das zentrale, in mehreren Beiträgen aufgegriffene Problem der Kommandokette, der Befehlsstruktur und der in den einzelnen Situationen verantwortlichen Personen.

Die Transparenz und die Tatsache, dass es notwendig ist, diese Elemente zu kennen werden somit zu einem entscheidenden Aspekt was den Schutz der Demokratieebene angeht.

Der Vertreter des europäischen Komitees zur Vorbeugung von Folter (Palma) betonte,  auch wenn er auf die vorbeugende Funktion dieser Organisation hinwies, dass eine  Einschätzung des Staates, der ja den Missbrauch der Amtsgewalt unterbinden muss, von grundlegender Wichtigkeit sei : wesentlich sind also Kontrollorgane, die über einen  höchsten Grad von Unabhängigkeit verfügen müssen, während dies in der italienischen Situation vollkommen mangelhaft war, da dies in der Tat der gleichen Strafeinrichtung   überlassen war, die über den Schutz und Gewahrsam der Personen bestimmte. Die erste Art zur Vorbeungung besteht in der konkreten Fähigkeit, Gewaltmissbrauch zu verfolgen und zu unterbinden.

Nach den Geschehnissen, die sich, wenn auch auf unterschiedlichen Ebenen in  Göteburg, Davos, Genua, Barcellona wiederholt haben, drängt sich ein neues Thema auf : es bedarf eines neuen, fortgeschritteneren und wirksamen Schutzes der Grundrechte, indem man präzise Antworten auf ebenso präzise Fragen liefert, wie zum Beispiel :  Wo befinden sich die verhafteten Personen ? Sind sie in normalen Strukturen untergebracht? Es bedarf eines umfassenden Kontrollsystems über die von der Polizei festgenommenen Personen, wobei es Ärzten und Anwälten sofort möglich sein muss, Zugang zu den Örtlichkeiten zu bekommen,  wo sich diese Personen befinden.

Es wurde mit Nachdruck betont, dass die große Verspätung, mit der der Kontakt der Anwälte mit den in Genua verhafteten Personen aufgenommen werden konnte, in eindeutigem Widerspruch mit präzisen Normen der italienschen Prozessordnung steht   (siehe Menzione, Anwalt) und dass diese Tatsache eine grundlegende Verletzung der Rechtsgültigkeit bedeutet, auch wenn anzumerken ist, dass es zu diesem Punkt eine starke Reaktion der Anwälte gab und zu diesem Thema eine Sonderakte vom Consiglio Superiore della Magistratura (Oberster Rat der Richterschaft)  angelegt wurde.

Die Möglichkeit eines sofortigen Kontaktes zwischen Verteidiger und Klientel ist grundlegend, nicht so sehr für das, was sie sich sagen könnten, sondern weil es zu Gewaltübergriffen kommt, eben weil dieser Kontakt verhindert wird.

Die Straffreiheit der Ordnungskräfte ist ein weiterer Punkt, der unterschiedlich in verschiedenen Beiträgen behandelt wurde: in diesem Zusammenhang ist entscheidend, was bereits vorher genannt wurde: die Notwendigkeit die Komandokette, die Befehlsstruktur und die Verantwortlichen in den einzelnen Situationen zu kennen.

Als zentral und unumgehbar wurde weiterhin das kulturelle Problem innerhalb der Polizikräfte angesehen (siehe Notari  SIULP - Polizeigewerkschaft): es bedarf einer Neugründung der Polizeischulen, die alle nur an formalen Problemen interessiert sind. Die  ‘technischen’ Regierungen haben in Wirklichkeit ein militärisches Projekt für die italienische Polizei ins Auge gefasst : mit dem heiklen Problem der Abschaffung des Pflicht-Wehrdienstes, und der Absicht, 60% der ausgeschriebenen Stellen in der Polizei denjenigen  zu reservieren, die mit dem Wehrdienst eine berufliche Laufbahn eingeschlagen haben. All das mit leicht erahnbaren Konsequenzen. Die Ordungskräfte als etwas Abseitsstehendes oder als einen Gegensatz zu sehen, ist eine ernste Gefahr, während man stets daran denken sollte, dass die Polizei allen gehört: es ist notwendig, dass der Bürger Interesse zeigt, dass er Forderungen stellt und dass er Antworten verlangt was das Verhalten der Ordnungskräfte angeht.

Juristen und Anwälte
In vielen Beiträgen wurde betont, dass Juristen und Anwälte eine wachsende Bedeutung haben, was die Kontrolle der grundlegenden Informationsfreiheiten und der Bewegungsfreiheit angeht, wobei Informations- und Bewegungsfreiheit wahre Fokalpunkte in dieser Phase der Globalisierung sind, in der wir leben. Insbesondere, die Konvergenz von Anwälten und Juristen, die sich in Genua und auch in anderen Demonstrationsorten gezeigt hat, war deshalb spontan, weil man ahnte, dass es zu einer allgemeinen Rechtsverletzung kommen würde, auch wenn natürlich niemand erahnen konnte, welche Ebene diese erreichen würde.

Als Anwalt auf der Straße zu sein, bedeutete eine regelrechte Umkehrung der traditionellen Art, diesen Beruf auszuüben: es hieß, Gesetzwidrigkeiten zu verhindern, und nicht, eine verletzte Rechtsgültigkeit wieder herzustellen, so wie das vor Gericht bei der normalen Ausübung des Berufes geschieht. (siehe  Menzione, Anwalt).

Diese neue, nicht einfache Rolle muss vertieft werden. In diesem Zusammenhang  (siehe  Mässchalk, Anwältin) wird hervorgehoben, wie äußerst wichtig das koordinierte Handeln von Juristen bei Demonstationen ist,  mit der Bildung von regelrechten « legal teams", die drei ganz bestimmte Ziele oder Einsatzebenen haben müssen.

Erste Aufgabe und erstes Ziel muss es sein, die Bürger und die Demonstranten über ihre Rechte aufzuklären. Der Wichtigkeit dieses Aspektes wird durch Gesetzesregelungen Nachdruck verliehen, die immer schwieriger und verzwickter werden und selbst für diejenigen, die ständig damit umgehen, oft von schwierigem Verständnis sind: hinzu kommt das entscheidende Element der « üblichen Praxis » oder üblichen Vorgehensweise, wobei dies immer mehr von denselben Gesetzesregelungen abweicht. Von daher wird die genaue Kenntnis der Rechte eine wesentliche Voraussetzung für den Rechtsschutz selbst.  

Das zweite Element betrifft die Tatsache, dass vorbeugende Maßnahmen gegen die organisierte Kriminalität auch im Bereich der Menschenrechte angewandt werden, wobei die operativen Entscheidungen auf der Ebene von Arbeitsgruppen verschiedener Regierungen  und von Lobbies getroffen werden. Das Risiko Eurojust, wo Gruppen gebildet werden deren Aufgabe es ist, personenbezogene Daten und Informationen zu sammeln und zu erfassen (bis hin zu sexuellen Verzügen, Herkunft usw.), und der Mißbrauch dieser Daten und Informationen, um Andersdenkene und Systemgegner zu bekämpfen, stellt ganz klar eine Gefahr dar.

Das dritte Element : Ziel der ‘legal teams’ muss sein, nicht nur als Beobachter, sondern auch als Vermittler zu fungieren, und mit der wichtigen Rolle auf der Straße, Ausschreitungen und dramatische Entwicklungen zu verhindern.

Es ist ebenso notwendig, Kontakte mit Anwälten außerhalb Europas zu halten, vor allem mit Anwälten in den USA und in Kanada, wo bereits Formen von « legal teams » existieren, deren Erfahrungen kostbar sein können: man muss auch berücksichtigen, dass es notwendig ist, auch die Anwälte selbst zu verteidigen, da diese eben wegen ihrer  verschiedenen Rolle einer ganz bestimmten Repression ausgesetzt sind. In diesem Zusammenhang (siehe  Menzione, Anwalt) wurde auf den schwerwiegenden Einbruch der Polizei in den Sitz des Genoa Social Forum hingewiesen, bei dem die Dokumentation beschlagnahmt wurde.  

Die Notwendigkeit "legal teams" zu bilden, ist in den verschiedenen Beiträgen ein wiederkehrendes Thema. Diese Tatsache bestätigt das Bedürfnis (siehe  Sabata, Anwalt) nach einer koordinierten Präsenz von Juristen auf Demonstrationen, die als Zeugen der  Ereignisse fungieren und mit dem Begriff « weisse Helme » bezeichnet werden könnten  (siehe  Comte, Anwalt).

Die Rolle Juristen ist außerdem von großer Wichtigkeit, wenn es darum geht, der Ausweitung der Definition « terroristische Gewalttaten » entgegenzuwirken,  besonders nach den Ereignissen des 11. September und auch im Hinblick auf die neue europäische Richtlinie zu diesem Thema : diesem Bereich können mit Leichtigkeit Handlungen zugezählt werden, die mit Terrorismus absolut nichts zu tun haben, womit aber die präzise Absicht verfolgt wird, Personen zu treffen, die das Andersdenken in Sachen Staatspolitik darstellen. Diese Befürchtung wurde in vielen Beiträgen geäußert  (siehe  Comte, Anwalt; siehe  Ratzmann, Anwalt) und es wurde angemerkt (siehe  Ratzmann, Anwalt), dass eine Untersuchung darüber, wie die einzelnen Staaten auf ihre Opposition reagieren und wie sie diese behandeln, eine bezeichnende Methode zur Bewertung der Demokratiefähigkeit eines Systems sei.

Ärzte und Sanitäter
Es wurde hervorgehoben (siehe Costantini Arzt-und Sanitätergruppe des Genoa Social Forum),  dass sich die Geschehnisse in Genua qualitativ von denen unterscheiden, die sich anderswo und in ähnlichen Situationen abgespielt haben.  Dazu reicht es, einige Zahlen zu nennen :  450 Eingänge bei Gesundheitseinrichtungen ; 300 Einlieferungen; 500 Eingriffe; hinzu muss berücksichtigt werden, dass viele Demonstranten von dem Gedanken, zur Notaufnahme (Ersten Hilfe) zu gehen, regelrecht terrorisiert waren.

Bezeichnend ist der Satz einer schwer verletzten Frau: » Zwischen der Gefahr eines Embolus und dem Risiko, in die Hände dieser Leute zu fallen, ziehe ich einen Embolus vor. » 

Ebenso beunruhigend ist auch, was sich in den Krankenhäusern zugetragen hat :das Ausfüllen von fast vorgedruckten Formularen, auf denen der Arzt bestätigt, dass sich alles « normal » abgewickelt hat. 

Über die dramatischen Ereignisse von Genua hinaus wurde darüber gesprochen, dass es immer öfter zu Ausweisungen von kranken oder behandlungsbedürfitigen Ausländern kommt. In diesem « Jahrhundert der Rechte » drängt sich eine neue und unglaubliche Situation auf: eine Alleanz von Ärzten und Anwälten, um der Verletzung der Grundrechte entgegenzutreten und um diese zu verhindern. Eine Verbindung, die zum Nachdenken anregen muss in einem Gesamtbild, wo die Schwächsten ständig überwältigt werden, wobei die Schwächsten im Moment Ausländer aus nicht EU-Staaten sind. 

Journalisten und Kameraleute

Die überaus wichtige Rolle der Presse und der in Genua anwesenden Journalisten ist offensichtlich und wurde stark unterstrichen, wobei deren « vorbeugende Rolle was die Rechtsmäßigkeit betrifft » und nicht zuletzt ihre wertvolle Rolle als Zeugen der Ereignisse nochmals betont wurde.

Weiterhin wurde ein gemeinsames Element herauskristallisiert : in Genua ist nichts zufällig passiert (siehe  Cucco,  Presseverband).  Es wurde auch angemerkt, dass über die Geschehnisse in Genua eine große Anzahl von Videos gedreht wurden, die nicht nur dramatische Ereignisse, sondern auch eine große Freude und einen großen kulturellen Reichtum aufgezeigt haben, auch wenn seitens des offiziellen Fernsehens oft eine schwere Zensur stattgefunden hat. Das alles hat der Welt der Kultur einen Anstoß gegeben und selbst das Theater ist dabei, sich zu mobilisieren.  (siehe  Chiera, Regisseur).

Außerdem wurde die entscheidende Rolle der Informatik im Bereich der Kommunikation und der Informations- und Nachrichtenverbreitung betont (siehe ‘Isole nella Rete’ = ‘Inseln im Netz’), verbundenen mit der Notwendigkeit, die Anonymität zu garantieren. Neue Kampfformen entwickeln sich mit der Möglichkeit, eine Webseite zu blockieren und mit Arten von « Netzstreik »; auf der anderen Seite werden innerhalb des Netzes Repressionsmaßnahmen eingeführt, die eine schwierige und tiefgehende Untersuchung und entsprechende Informationen dazu erfordern, was in diesem Bereich geschieht: die Durchsuchungen im Media Center, wo sich der Sitz von Indymedia befindet, sind sehr bezeichnend. 

Bewegungsfreiheit 
Das Thema ist von außerordentlicher Wichtigkeit und ein bedeutendes Instrument, um die Demokratieebene eines Systems zu messen. Die Ereignisse von Genua sind von diesem Gesichtspunkt her überaus bezeichnend, auch wenn es in all den anderen Demonstrationen ähnliche Reaktionen seitens der Regierungen gab.

Besonders reich an Anregungen zur Überlegung ist die Untersuchung der vor den Demonstrationen von den Behörden eingeleiteten vorbeugenden Maßnahmen und die die der darauffolgenden,  die analytisch aufgezeigt sind. (siehe  Pastore, Anwalt).

Die Identifizierung dieser Maßnahmen ist, im Falle von Genua, auch auf einen Bericht der Präfektur zurückzuführen, der in einer parlamentarischen Anhörung behandelt wurde. In diesen Bericht wird hervorgehoben, das man als vorbeugende Maßnahme Untersuchungen anstellte,  um potenziell gewalttätigen Demonstranten zu ermitteln, denen man dann die Einreise in Italien verhinderte. Dazu war notwendig,  besondere Strukturen aufzubauen, sowohl auf Ebene von Gesetzesregelungen, als auch was die Koordination der verschiedenen Polizeistrukturen und den daraus folgenden Einsatz eines Informationssystems angeht, das mit S.I.S.  (Schengen Information System) verbunden ist.

Offiziell wird eine empirische Kontrolle an den Grenzen zugegeben : die Anzahl der Abweisungen an den Grenzen beläuft sich auf 2.093, was zwar zahlenmäßig  hoch erscheint, aber unter dem qualitativen Gesichtspunkt nicht so ist. Beweis dafür sind einige Begründungen, die man in den Abweisungsbescheiden nachlesen kann. Darunter sticht die aufsehenerregende Begründung der Abweisung einer Person hervor, die als Übersetzer bei der Europäischen Union tätig ist und « in arroganter Weise erklärte, nach Genua zu wollen, um dort zu demonstrieren ».Der entschiedene Protest von 20 Kollegen, die einen Brief an Prodi schreiben,  erhält  nur eine ausweichende Antwort.

Zahlreiche englische Staatsbürger werden am Flughafen von Genua nicht wegen Vorstrafen, sondern aufgrund von Meldungen zurückgewiesen, nach denen sie an Protest-Sit-ins teilgenommen hatten.

In einer Situation, wo es allgemein an Antworten zu diesem sich konsolidierenden Repressionsapparat mangelt, sticht nur der Watson Bericht mit seiner Empfehlung an den Europa-Rat ins Auge, wonach eine undiskriminierte Grenzblockade vermieden werden sollte, da man dadurch  die freie Meinungsäußerung verhindere.

Wie auch in anderen Beiträgen betont wurde (siehe Sabata, Anwalt), ist die Aussetzung des Schengen-Abkommens in besonderen Situationen möglich, allerdings nur unter bestimmten Bedingungen, die sich in jedem Fall niemals in kollektive Maßnahmen umsetzen dürfen, so wie das in Genua und bei den anderen Demonstrationen der Fall war.

Richtigerweise wurde angemerkt, dass es rechtlich gesehen unvertretbar ist, das seitens eines Teils der deutschen Polizeibehörde gegenüber einigen Personen ein vorsorgliches Verbot verhängt wurde, um diesen die Anreise nach Genua zu verhindern: ein vorsorgliches Verbot in Sachen öffentlicher Ordnung, das allerdings Auswirkungen auf einen anderen Staat hat und zukünftige Ereignisse  betrifft !

Von daher das klare Bedürfnis zu verhindern, dass « schwarze Listen » aufgestellt werden, die außerhalb der Kontrolle des Systems S.I.S. liegen, wobei dies schon an sich Quelle verschiedenen Missbrauchs ist. Das Abkommen von Schengen darf nicht allgemein ausgesetzt werden: dieses System enthält die Namen von 1.439  Personen nur deshalb, weil sie im Zuge von Demonstrationen in leichte Vorfälle verwickelt waren. 

In diesem Zusammenhang ist der Erlass eines neuen spanischen Gesetzes sehr   beunruhigend (siehe  Sabata, Anwalt). Das Gesetz betrifft Minderjährige, die durch  ihre Teilnahme an irgendeiner Demonstration wo es zu Gewaltanwendung kam,  kriminalisert werden können . Es wird ein Sonderrichter eingeführt, der schwere Strafen verhängen kann, spezielle Haftanstalten und spezielle Arten der « Wiedererziehung », während Formen der Aufhebung der bürgerlichen Rechte vorgesehen sind, die sich zeitlich lange hinausziehen können. 

Diese rechtliche Maßnahme erscheint schwerwiegend und wurde zudem noch vor den Ereignissen den 11. September verabschiedet. Die konkrete Gefahr ist, dass sie von anderen europäischen Statten imitiert werden könnte.

Um auf die Situation in Genua und die nach den Demonstrationen eingeleiteten Maßnahmen zurückzukommen, ist es wichtig anzumerken, dass fast alle auch der europäischen Union zugehörigen Ausländer nach ihrer Haftentlassung sofort mit einem Verfahren, das die sofortige Begleitung an die Grenze vorzieht, entfernt wurden.

Ebenso entscheidend und unter gewissen Gesichtspunkten aufsehenerregend ist die Tatsache, dass von 94 Einsprüchen gegen diese Verfahren, 80 angenommen wurden, 12  wegen verspäteter Einreichung für unzulässig erklärt und nur 2 zurückgewiesen wurden.

Diese Daten bedeuten, dass dort, wo eine Kontrolle der Rechtsmäßigkeit durch die Richterschaft stattfand, die Ausweisungsverfahren annulliert wurden. Andererseits, von einer Bedrohung der öffentlichen Ortdung zu sprechen, wenn es um Personen geht, die nach Verletzungen, die sie bei  der « Durchsuchung der Schule  Diaz »  davongetragen hatten aus dem Krankenhaus entlassen wurden, ist wirklich absurd und noch rechtswidriger erscheint das Ausweisungsverfahren der Personen, deren vorangehende Verhaftung von den Strafrechtsbehörden aufgehoben wurde. Klarerweise kommt der Verdacht auf, dass man in Wirklichkeit unangenehme Zeugen zu den Vorfällen in der Schule « Diaz » entfernen wollte.

Wie schon immer sind es die persönlichen Geschichten, die die ganze Ungerechtigkeit des Systems aufzeigen. So wie der Fall einer Türkin, die gemäß des Genfer Abkommens in die Schweiz geflüchtet war und die ernsthaft rischiert hat, in die Türkei zurückgeschickt zu werden. Oder der Fall eines marokkanischen Staatsbürgers mit rechtmäßigem Wohnsitz in Italien, der aufgrund eines Ausweisungsverfahrens anlässlich der Ereignisse in Genua ausgewiesen wurde, und der, vollkommen ahnungslos, Monate später zur Polizeibehörde gegangen war, um seine Aufenthaltsgenehmigung zu verlängern.

Auch in diesem letzten schmerzlichen Fall hat der Rechtseinspruch zur Aufhebung des Verfahrens durch die richterlichen Behörden geführt, aber dies nur dank einer  entstandenen Mobilmachung auf Rechtsebene, durch die eine sofortige und wirksame Antwort möglich war. Dieser Vorfall zeigt u.a., dass es noch weitere Ausweisungsverfahren zulasten anderer Personen geben könnte, die nur noch nicht zugestellt wurden.

Tränengas

Die Ereignisse in Genua waren durch einen überaus hohen Einsatz von Tränengas gekennzeichnet, was allerdings auch bei anderen Demonstrationen in reichlichen Mengen angewandt wurde. Es ist absolut notwendig, zu diesem Punkt eine tiefgreifende Überlegung anzustellen, was auch in verschiedenen Beiträgen angesprochen  wurde (siehe  Lee, Amnesty International; Magnone, Chemiker; Canestrini, Anwalt). Vor allem wurde betont (siehe  Canestrini, Anwalt), dass in Genua in nur zwei Tagen  mehr als 6.000 Tränengasbomben abgeschossen wurden, und man demnach  der « größten Operation von chemischem Krieg in Friedenszeiten » beigewohnt hat (siehe  Martone , Senator der Grünen).

Man muss vor allen Dingen auf eine erste Frage antworten, und zwar darüber,  was als « nicht tötliche Repressionsmethode » bezeichnet wird; ist die Anwendung des Gases oder der chemischen Zusammensetzung CS (ortoclorobenzalmalonitrile) legal ? Und sollte es eine Regelung geben, die den Einsatz seitens der Ordungskräfte erlaubt, wann und unter welchen Umständen ist die Anwendung rechtsmäßig ? (siehe Canestrini, Anwalt)

Die Substanz CS gehört seit 1991 zur Standard-Bewaffnung der öffentlichen Ordungskräfte (DPR 5.10.91 Nr. 359), wobei man sich auf « einen Behälter mit einer Mischung von CS oder ähnlichen Substanzen mit neutralisierender, reversibler Wirkung » bezieht.

Es wird außerdem hervorgehoben,  (siehe Canestrini, Anwalt) dass diese Norm dem Gesetz 18.4.1975 n.110  zugeordnet wird, welche das Thema Waffen im allgemeinen  behandelt, und worin die « chemischen Angriffstoffe » als eine Kategorie der Kriegswaffen angesehen werden.

Laut eines Urteils des Kassationshofes (30.1.1982) werden die Tränengaspatronen in der Kategorie der Kriegswaffen eingestuft.  Sogar der Gesundheitsminister warnte die Gesundheitseinrichtungen, nach den Geschehnissen des 11. September und mit einem Rundschreiben höchster Dringlichkeit vom 12.10.2001, vor terroristischen Angriffen mit dem Einsatz von chemischen Angriffsstoffen,  und unter den genannten Substanzen war auch das Gas CS inbegriffen, welches  jedoch problemlos und in großen Mengen während Demonstrationen als « nicht tötliche Repressionsmethode » eingesetzt wird.

In der Norm, die das Gas genehmigt, gibt es einen ausdrücklichen Hinweis auf seine neutralisierende, « reversible » Wirkung: in Wirklichkeit ist es alles andere als bewiesen, dass die Auswirkungen von Tränengas, vor allem nach einem so massiven Einsatz, reversibel sind.

In der Tat stellen sich verschiedene Fälle heraus, wo Personen bleibende, schädliche Auswirkungen auf die Atemwege beklagen, andauernde Haut- und Augenerkrankungen, Allgergieformen und laut einigen Untersuchungen scheinen auch Veränderungen des DNA möglich zu sein (siehe  Magnone, Anwalt).

Unter einem rein juristischen Gesichtspunkt wurde unterstrichen, dass auf internationaler Ebene das Genfer Abkommen vom 17.6.1925 in einem Krieg den  Gebrauch von erstickenden und giftigen oder anderen Gasen und die bakteriologischen Kriegsmethoden verboten hat, während die Biological and Toxin Weapons Convention vom  10.4.1972  (BWC) die Entwicklung, die Produktion und die Lagerung von bakteriologischen Waffen verboten hat, auch wenn sie keine reale Kontrolle darüber vorsieht.

Diese Arten von Kontrolle sind hingegen, mit entsprechenden Prozeduren versehen, von der Chemical Weapons Convention von 1993 (CWC) mit der Einrichtung einer übernationalen Autorität (Organisation für das Verbot von chemischen Waffen) vorgesehen. 

Es bedarf dringend einer gründlichen Untersuchung der Zusammensetzung des Inhaltes der in Genua angewandten CS-Patronen : nur die Gewissheit darüber, welche chemischen Stoffe angewandt wurden, kann zu verstehen geben, ob diese von den existierenden Abkommen zugelassen sind oder nicht.

Was die Rechtmäßigkeit der Anwendung in der besonderen Situation angeht,  stellt sich, wie bereits vorher angesprochen,  die Anonymität der Polizeikräfte als schweres Hindernis bei der Feststellung der  Verantwortlichkeiten heraus: aber das zentrale Problem ist es herauszufinden, wer den Befehl gab, diese unglaubliche Menge von Tränengasbomben abzuschiessen, eine Menge, für die es keinen Vergleich gibt. 

Laut der italienischen Rechtsordnung kann nur die zwingende Notwendigkeit, Gewalt abzuwehren oder einen Widerstand zu brechen unter bestimmten Umständen die Anwendung von Waffen erlauben. Die zahlreichen Videos, die über die Tage von Genua gedreht wurden, enthalten viele Szenen, wo wehrlose Personen in den genehmigten Demonstrationszügen von Gas und Knüppelschlägen angegriffen werden und wo äußertst gefährliche Gaspatronen alles andere als gezielt vom Meer, vom Himmel und vom Boden aus, auch auf Mannshöhe abgeschossen wurden. Alles Szenen, die in klarem Widerspruch zu einem « rechtsmäßigen » Einsatz stehen.

Der historische Augenblick ist äußerst heikel. Das Modell,  Freiheiten einzuschränken  weitet sich aus: was Personen in Gefängnissen nach der Verurteilungen für Verbrechen anging, dehnt sich jetzt zum Beispiel auf Ausländer aus, die in den Sonder-Haftzentren auf ihre Ausweisung warten;  dies zeigt klar eine ganz bestimmte Kultur auf, die in diese Richtung geht. 

Die allgemeine Situation ist allarmierend und von einer systematischen Rechtsverletzung mit ständigen Missbräuchen gekennzeichnet (siehe  Lee, Amnesty International): das fängt damit an, dass absolut friedliche Leute an den Grenzen festgehalten werden und geht weiter mit Gewaltübergriffen, die sich bereits an den Grenzen abspielten,  und weiter mit dem Einsatz von unglaublichen Mengen von Tränengas, dem Verprügeln von Ärzten und Journalisten und dann weiter mit der systematischen Verweigerung der Grundrechte,  die mit den unfassbaren Vorgängen in der Schule « Diaz » und in der Kaserne von Bolzaneto gipfelte. Dies alles wird von konstanten Angaben unterstützt : die Hinweise und die eingegangenen Anzeigen sind zahlreich (siehe  Lee, Amnesty International ). Die offiziellen Untersuchungsverfahren, die auf  parlamentarischer Ebene eingeleitet wurden, sind absolut unzulänglich, während die der Richterschaft noch weit weg von befriedigenden Entwicklungen erscheinen und auf einschneidende Weise viele Fragen hinsichtlich der Zeiten (der Dauer) und der Wirksamkeit aufwerfen.

Außerdem ist anzumerken, dass die Richterschaft von Neapel gerade in diesem Moment (Ende April, Anfang Mai 2002) den Sicherheitsgewahrsam von einigen Polizisten angeordnet hat, wenn auch nur als Hausarrest, und zwar im Hinblick auf die  Gewaltübergriffe, deren Opfer die Demonstrationsteilnehmer waren.

In diesm Zusammenhang wird hervorgehoben, dass es gerade Amnesty International war, die einen Akzent auf die Gewalttätigkeiten während der Demonstation in Neapel gesetzt hat. 

Es ist sicher, dass der Eingriff der Richterschaft und deren Tätigkeit bei der Wahrung der Rechte eine grundlegende Rolle einnimmt in Hinblick auf die reale Demokratieebene eines Landes. Es wurde hervorgehoben, dass in den laufenden Verfahren zwei hauptsächliche Gefahren stecken (siehe  Menzione, Anwalt). Einerseits die Tendenz, die Prozesse in viele kleine Prozesse aufzusplittern, wo der Einzelne riskiert « zermalmt » zu werden, während nur ein komplessives Gesamtbild zur Wiederherstellung der Wahrheit beitragen kann ; andererseits das zentrale Problem, was als « das moralische Herz" des ganzen G8 bezeichnet wurde, und zwar die Vorfälle in Piazza Alimonda und der Mord an Carlo Giuliani, wobei die Gefahr besteht, dass die Ermittlungen zu einer Rubrizierung des Falls in schuldhaftes Übermass an rechtsmäßiger Selbstverteidigung führen, was von der schlimmst-möglichen Konsequenz begleitet sein könnte, nämlich der Anschuldigung der Freunde von Carlo wegen versuchten Mordes.

Es ist sicher, dass der Eingriff der Richterschaft und deren Tätigkeit zur Wahrung der Rechte eine grundlegende Rolle bei der Bestimmung der Demokratieebene eines Landes einnimmt, und eben deshalb muss man notwendigerweise die Teilnahme aller demokratischen Kräfte sehen, mit der Aufgabe der Kontrolle, Anregung und konstanter Überprüfung deren Handlungen.

Torino 8.5.2OO2      

Lorenzo Trucco
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